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3. Abschnitt 

Wohnkostenbeihilfe 

Anspruch 

§ 31. (1) Mit der Wohnkostenbeihilfe sind Anspruchsberechtigten jene Kosten abzugelten, die ihnen 
nachweislich während des Wehrdienstes für die erforderliche Beibehaltung jener eigenen Wohnung 
entstehen, in der sie nach den Bestimmungen des Meldegesetzes 1991 (MeldeG), BGBl. Nr. 9/1992, 
gemeldet sind. Dabei gilt Folgendes: 

 1. Ein Anspruch besteht nur für jene Wohnung, in der der Anspruchsberechtigte bereits zum 
Zeitpunkt der Wirksamkeit der Einberufung gegen Entgelt gewohnt hat. 

 2. Wurde der Erwerb einer Wohnung nachweislich bereits vor dem Zeitpunkt nach Z 1 eingeleitet, 
so besteht ein Anspruch auch dann, wenn die Wohnung erst nach diesem Zeitpunkt bezogen 
wird. 

 3. Hat der Anspruchsberechtigte nach dem Zeitpunkt nach Z 1 eine andere eigene Wohnung 
bezogen und sich in dieser Wohnung gemeldet, so gebühren, sofern nicht Z 2 anzuwenden ist, an 
Stelle der Kosten für diese Wohnung die ehemaligen Kosten jener eigenen Wohnung, in der der 
Anspruchsberechtigte zu diesem Zeitpunkt gewohnt hat. 
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 4. Ein Anspruch besteht auch dann, wenn das Nutzungsrecht des Anspruchsberechtigten an der 
Wohnung erst nach dem Zeitpunkt nach Z 1 durch Eintritt in den Mietvertrag nach § 14 Abs. 2 
des Mietrechtsgesetzes (MRG), BGBl. Nr. 520/1981, oder sonstigen Übergang von Todes wegen 
oder auf Grund einer Ehescheidung oder Auflösung einer eingetragenen Partnerschaft entstanden 
ist. 

(2) Als eigene Wohnung gelten Räumlichkeiten, 

 1. die eine abgeschlossene Einheit bilden und in denen der Anspruchsberechtigte einen 
selbständigen Haushalt führt oder 

 2. die der Anspruchsberechtigte bewohnt, jeweils mit weiteren Personen als Miteigentümer oder 
Haupt- oder Untermieter oder sonstigen Personen, die sich an den Haushaltskosten beteiligen, 
oder 

 3. die der Anspruchsberechtigte als Heimplatz zum Zweck der Absolvierung einer Ausbildung 
benötigt und deren Nutzung er für die Dauer seiner Anspruchsberechtigung nicht ruhend stellen 
kann. 

(3) Als Kosten für die Beibehaltung der eigenen Wohnung gelten 

 1. alle Arten eines Entgeltes für die Benützung der Wohnung samt dem nach § 15 Abs. 1 MRG auf 
die Wohnung entfallenden Anteil an den Betriebskosten und laufenden öffentlichen Abgaben, 

 2. allfällige zusätzliche Leistungen (Pauschale) für die als Bestandteil des jeweiligen 
Rechtsverhältnisses mit dem Recht zur Wohnungsbenützung verbundene Berechtigung zur 
Inanspruchnahme von Gemeinschaftseinrichtungen, 

 3. Rückzahlungen von Verbindlichkeiten, die zur Schaffung des jeweiligen Wohnraumes 
eingegangen wurden und 

 4. ein Grundgebührenpauschbetrag in der Höhe von 0,7 vH des Bezugsansatzes pro Kalendermonat. 

In den Fällen des Abs. 2 Z 2 sind die Kosten nur anteilig abzugelten gemessen am Eigentumsanteil des 
Anspruchsberechtigten oder an der Anzahl der weiteren Mieter oder sonstigen Personen, die sich an den 
Haushaltskosten beteiligen. Allfällige Mieteinnahmen des Anspruchsberechtigten sind entsprechend 
abzuziehen. 
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